Geſetz-Sammlung 
für die 


Königlichen Preußiſchen Staaten 


— Nr. — 


(Nr. 6345.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 7. Mai 1866., betreffend die Verleihung der fiska— 
liſchen Vorrechte an den Kreis Belgard, im Regierungsbezirk Coͤslin, für 
den Bau und die Unterhaltung zweier Kreis-Chauſſeen: 4) von der Polzin⸗ 
Schivelbeiner Chauſſee unweit Polzin nach der Hinterpommerſchen Eifen- 
bahnſtation bei dem Dorfe Gr. Rambin, und 2) von Belgard nach Stolzen- 
berg an der Schivelbein⸗Colberger Chauſſee. 


Nude Ich durch Meinen Erlaß vom heutigen Tage den vom Kreiſe Belgard, 
im Regierungsbezirk Cöslin, beſchloſſenen chauffeemaßigen Ausbau der Straßen: 
1) von der Polzin⸗Schivelbeiner Chauſſee unweit Polzin nach der Hinter⸗ 
pommerſchen Eiſenbahnſtation bei dem Dorfe Gr. Rambin, und 2) von Belgard 
nach Stolzenberg an der Schivelbein⸗Colberger Chauſſee, genehmigt habe, ver⸗ 
leihe Ich hierdurch dem Kreiſe Belgard das Expropriationsrecht fuͤr die zu 
dieſen Chauſſeen erforderlichen Grundſtüͤcke, imgleichen das Recht zur Entnahme 
der Chauſſeebau⸗ und Unterhaltungs⸗Materialien, nach Maaßgabe der fuͤr die 
Staats⸗Chauſſeen beſtehenden Vorſchriften, in Bezug auf dieſe Straßen. Zu⸗ 
gleich will Ich dem genannten Kreiſe gegen Uebernahme der kuͤnftigen chauffee⸗ 
maͤßigen Unterhaltung der Straßen das Recht zur Erhebung des Chauſſeegeldes 
nach den Beſtimmungen des für die Staats⸗Chauſſeen jedesmal geltenden Chauſſee⸗ 
geld⸗Tarifs, einſchließlich der in demſelben enthaltenen Beſtimmungen uͤber die 
Befreiungen, ſowie der ſonſtigen die Erhebung betreffenden zuſaͤtzlichen Vorſchriften, 
wie dieſe Beſtimmungen auf den Staats⸗Chauſſeen von Ihnen angewandt 
werden, hierdurch verleihen. Auch ſollen die dem Chauſſeegeld⸗Tarife vom 29. Fe⸗ 
bruar 1840. angehaͤngten Beſtimmungen wegen der Chauſſeepolizei-Vergehen 
auf die gedachten Straßen zur Anwendung kommen. N 

Der gegenwärtige Erlaß iſt durch die Gefeg- Sammlung zur offentlichen 
Kenntniß zu bringen. 

Berlin, den 7. Mai 1866, 


. Wilhelm. 
v. Bodelſchwingh. Gr. v. Itzenplitz. 


An den Finanzminiſter und den Miniſter für Handel, 
Gewerbe und oͤffentliche Arbeiten. 
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Ausgegeben zu Berlin den 20. Juni 1866, 


Ba 


\ (Nr, 6346.) Genehmigungs- und Beſtätigungs⸗ Urkunde fuͤr die Stargard-Poſener Eiſen⸗ 


bahngeſellſchaft, betreffend den Uebergang der Verwaltung und des Betriebes 
dieſer Bahn auf die Oberſchleſiſche Eiſenbahngeſellſchaft. Vom 28. Mai 
1866. N 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen zr. 


Nachdem die Stargard-Poſener Eiſenbahngeſellſchaft in der General⸗ 

Verſammlung ihrer Aktionaire am 9. Februar 1866. beſchloſſen hat, unter den 

| Bedingungen des anliegenden Vertrages, welcher zwiſchen ihrem hierzu bevoll⸗ 

a mächtigten Verwaltungsrathe und dem durch die Generalverſammlung der 

Aktionaire der Oberſchleſiſchen Eiſenbahngeſellſchaft vom 24. Februar 1866, hierzu 

ebenmaͤßig ermaͤchtigten Verwaltungsrathe der letztgenannten Geſellſchaft unterm 

15 23. Maͤrz 1866. geſchloſſen worden, die Verwaltung und den Betrieb ihres 

a: geſammten Unternehmens der Oberſchleſiſchen Eiſenbahngeſellſchaft zu übertragen, 

SR wollen Wir, jedoch unbeſchadet der Rechte Dritter, dieſen Beſchluß hierdurch 

genehmigen, auch insbeſondere den vorbezeichneten Vertrag vom 23. März 
d. J. landesherrlich beſtaͤtigen. 


Die gegenwaͤrtige Urkunde nebſt dem Vertrage iſt durch die Geſetz⸗ 
Sammlung zu veroͤffentlichen. Ser 


Gegeben Berlin, den 28. Mai 1866. 


(L. S.) Wilhelm. 


v. Bodelſchwingh. Gr. v. Itzenplitz. Gr. zur Lippe. 


Ver⸗ 


Vertrag. 


§. 1. 


Nachdem die Dividende der Stargard-Poſener Eiſenbahn unter der Ver⸗ 
waltung des Staats in den Betriebsjahren 1861. bis 1863. Jährlich mehr als 
32 Thaler fuͤr jede Aktie betragen und die Stargard⸗Poſener Eiſenbahngeſellſchaft 
in Folge davon nach H. 7. Alineg 2. des unterm 8. März 1847. Allerhoͤchſt 
genehmigten Nachtrages zu ihrem Statute (Geſetz⸗Samml. von 1847. S. 177. ff.) 
die Berechtigung erlangt hat, die Verwaltung ihres Unternehmens von dem 
Staat wieder zu uͤbernehmen, uͤbertraͤgt dieſelbe vom 1. Januar 1865. ab bis 
zu demjenigen Zeitpunkte, an welchem nach F. 10. des erwähnten Statut⸗ 
Nachtrages die Stargard-Poſener Eiſenbahn in das Eigenthum des Staats 
übergeht, die Verwaltung und den Betrieb ihres gefammten Unternehmens an 
die Oberſchleſiſche Eiſenbahngeſellſchaft ohne jede weitere Beſchraͤnkung, als in 
dieſem Vertrage ſelbſt naͤher beſtimmt iſt. 

Die Oberſchleſiſche Eiſenbahngeſellſchaft übernimmt die Verwaltung und 
den Betrieb der Stargard⸗Poſener Eiſenbahn fuͤr den gedachten Zeitraum unter 
den Bedingungen dieſes Vertrages. 


Zum Zwecke der Uebergabe des den Gegenſtand der Verwaltungs- und 
Betriebsuͤbernahme bildenden geſammten unbeweglichen und beweglichen Ver⸗ 
moͤgens der Stargard⸗Poſener Eiſenbahngeſellſchaft an die Oberſchleſiſche Eiſen⸗ 
bahngeſellſchaft, ſind beide Theile daruͤber einverſtanden, daß die Koͤnigliche 
Direktion der Oberſchleſiſchen Eiſenbahn, welche zur Zeit dieſes Vermoͤgen im 
Auftrage des Staats fuͤr die Stargard⸗Poſener Eiſenbahngeſellſchaft verwaltet, 
daſſelbe vom Tage der Allerhoͤchſten Genehmigung dieſes Vertrages ab. im 
Auftrage des Staats fuͤr die Oberſchleſiſche Eiſenbahngeſellſchaft verwalten ſoll. 
Von dem Zeitpunkte dieſer Uebergabe ab finden auf die Verwaltung und 
den Betrieb der Stargard-Poſener Eiſenbahn die Beſtimmungen des durch 
Allerhoͤchſte Beſtaͤtigungs⸗Urkunde vom 13. Oktober 1856. genehmigten Vertrages 
vom 17. September deſſelben Jahres, betreffend die Ueberlaſſung der Ver⸗ 
waltung und des Betriebes des Oberſchleſiſchen Eiſenbahn-Unternehmens an den 
Staat (Geſetz⸗Samml. von 1856. S. 857. ff.), ſoweit nicht die Statuten und Pri⸗ 
vilegien der Stargard⸗Poſener Eiſenbahngeſellſchaft oder die Beſtimmungen dieſes 
Vertrages entgegenſtehen, ganz ebenſo Anwendung, als ob die Stargard-Pofener 
Eiſenbahn ein Theil des Oberſchleſiſchen Eiſenbahn-Unternehmens wäre, 


H. 2. 
Die Oberſchleſiſche Eiſenbahngeſellſchaft uͤbernimmt und beſorgt die Ver⸗ 
waltung und den Betrieb der Stargard⸗Poſener Eiſenbahn für eigene Rechnung. 
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Auf dieſelbe gehen demgemaͤß von dem Tage der Betriebsuͤbernahme ab die 
geſammten Nutzungen und Laſten des Vermögens der Stargard⸗Poſener Eiſen⸗ 
bahngeſellſchaft ohne Ausnahme uͤber. Insbeſondere fließt der Oberſchleſiſchen 
Eiſenbahngeſellſchaft der geſammte, nach Abzug der Verwaltungs-, Unterhaltungs⸗ 
und Betriebskoſten, ferner der Ruͤcklagen zu den Reſerve⸗ und Erneuerungsfonds, 
ſowie der zur planmaͤßigen Verzinſung und Tilgung der jetzigen und kuͤnftigen 
Anleihen der Stargard⸗Poſener Eiſenbahngeſellſchaft und zur Beſtreitung der 
ſtaatlichen Eiſenbahnabgabe und Superdividende erforderlichen Beträge etwa 
verbleibende Reinertrag ausſchließlich zu. 

Die Oberſchleſiſche Eiſenbahngeſellſchaft verpflichtet ſich dagegen, als Ent⸗ 
gelt für die ihr ſolchergeſtalt uͤberlaſſene ausſchließliche Nutzung des Stargard⸗ 
Poſener Eiſenbahn⸗Unternehmens den Aktionairen der Stargard⸗Poſener Eiſenbahn 
auf eine jede Aktie von Einhundert Thalern, einſchließlich der vom Staate in 
Hoͤhe von 32 Prozent garantirten Zinſen, eine feſte Rente von 43 Prozent 
jährlich zu gewähren. 

Die Zahlung dieſer Rente an die Aktionaire erfolgt halbjährlich am 
2. Januar und 1. Juli und zwar zum erſten Male am 1. Juli 1866. gegen 
Zuruͤckgabe der den Aktien beigefuͤgten Dividendenſcheine. Nach Einlöfung der 
jetzt ausgegebenen Dividendenſcheine ſollen Zinskupons und Talons nach bei- 
liegendem uͤberreichten Formulare ausgehaͤndigt werden. 


H. 3. 


Die Oberſchleſiſche Eiſenbahngeſellſchaft verpflichtet ſich, die ihrer Ver⸗ 
waltung uͤberlaſſene Bahn, deren Betriebsmaterial und ſonſtiges Zubehör ſtets 
in gutem benutzungsfaͤhigen Zuſtande zu erhalten, die den ſtatutenmaͤßigen Be⸗ 
ſtimmungen und ſtaatlichen Anordnungen entſprechenden Ruͤcklagen in die 
Reſerve⸗ und Erneuerungsfonds zu bewirken und uͤberhaupt die Bahn mit der⸗ 
ſelben Sorgfalt, wie ihre eigenen Unternehmungen zu bewirthſchaften. 


H. 4. 
Die Stargard⸗Poſener Eiſenbahngeſellſchaft hat fuͤr die Dauer dieſes 
Vertrages ihren Sitz und ihren Gerichtsſtand in Breslau. 

Ihr Vorſtand iſt die Koͤnigliche Direktion der Oberſchleſiſchen Eiſenbahn, 
welche als ſolcher unter ihrer gewöhnlichen Firma und ohne beſondere Legiti⸗ 
mation die Stargard⸗Poſener Eiſenbahngeſellſchaft in allen ihren Rechts⸗ 
geſchaͤften gerichtlich und außergerichtlich vertritt, und für dieſelbe im vollen 
geſetzlichen Umfange alle diejenigen Befugniſſe auszuuͤben ermaͤchtigt iſt, welche 
in dem Allgemeinen Deutſchen Handelsgeſetzbuche (Artikel 227. ff.) und in 
Artikel 12. H. 6. des Einfuͤhrungsgeſetzes vom 24. Juni 1861. (Geſetz⸗Samml. 
von 1861. S. 449. ff.) dem Vorſtande einer Aktiengeſellſchaft beigelegt find. 


H. 5. 
Die Oberſchleſiſche Eiſenbahngeſellſchaft iſt berechtigt, den noch N 
; ei 


— 295 — 
Theil der Prioritaͤts⸗Obligationen der Stargard-Poſener Eiſenbahngeſellſchaft 
II. Emiſſion unter Zuſtimmung der Koͤniglichen Staatsregierung zu den im Aller⸗ 
höchften Privilegium vom 5. Juli 1858. (Geſetz-Samml. von 1858. S. 429. ff.) 
angegebenen Zwecken nach Maaßgabe des Beduͤrfniſſes zu verwenden. Sollte 
während der Dauer dieſes Vertrages zur Erweiterung der Bahnanlagen oder 
zur Vermehrung des Betriebsmaterials der Stargard⸗Poſener Eiſenbahn noch 
eine weitere Verſtaͤrkung des Anlagekapitals der Geſellſchaft nothwendig werden, 
jo iſt die Stargard-Poſener Eiſenbahngeſellſchaft gehalten, für die Beſchaffung 
der erforderlichen Kapitalien durch Aufnahme fernerer Prioritaͤtsanleihen unter 
angemeſſenen Bedingungen nach Anordnung der Koͤniglichen Staatsregierung 
und unbeſchadet der ihr im H. 2. durch die Oberſchleſiſche Eiſenbahn garantirten 
Rente Sorge zu tragen. 


H. 6. 


Die Stargard-Poſener Eiſenbahngeſellſchaft iſt während der Dauer dieſes 
Vertrages zu keinerlei Dispoſitionen über ihr der Verwaltung der Oberfchlefifchen 
Eiſenbahngeſellſchaft unterliegendes Eigenthum befugt. Sie darf ohne Geneh⸗ 
migung der Oberſchleſiſchen Eiſenbahngeſellſchaft keinen Beſtandtheil dieſes Eigen⸗ 
thums veräußern oder verpfänden, keine Anleihen aufnehmen, noch den Gegen⸗ 
us ihres Unternehmens aͤndern oder ausdehnen, noch auch ihre Auflöfung 

eſchließen. 


I 


a Der gegenwaͤrtige Vertrag begruͤndet keine Aenderung in der vom Staat 
durch den im F. 1. erwaͤhnten Statutennachtrag uͤbernommenen Zinſengarantie 
fuͤr die Aktien der Stargard-Poſener Eiſenbahngeſellſchaft. Inſoweit daher 
die Oberſchleſiſche Eiſenbahngeſellſchaft fuͤr ein Betriebsjahr den Nachweis 
führt, daß der nach H. 3. des Nachtrages zu ermittelnde Reinertrag zur Ge⸗ 
waͤhrung der den Aktionairen in dieſem Vertrage zugeſicherten Rente von vier 
ein halb Prozent nicht ausreicht, wird das Fehlende bis zur Hoͤhe von drei 
ein halb Prozent nach wie vor aus der Staatskaſſe, und nur der Ueberreſt von 
Einem Prozent aus den Mitteln der Oberſchleſiſchen Eiſenbahngeſellſchaft zu⸗ 
geſchoſſen. 5 
Bei der in ſolchem Falle eintretenden Ermittelung des Reinertrages der 
Stargard-Poſener Eiſenbahn ſollen die Koſten der gemeinſchaftlichen Central⸗ 
Verwaltung des Oberſchleſiſchen und des Stargard-Poſener Eiſenbahn-Unter⸗ 
nehmens in Gemaͤßheit der Beſtimmungen im F. 4. des zwiſchen dem Staate 
und der Stargard-Poſener Eiſenbahngeſellſchaft unterm 26. Juni 1851. vor 
dem Notar Juſtizrath von Dewitz zu Stettin notariell gefchloffenen (in deſſen 
Notariatsregiſter Nr. 122. pro 1851. eingetragenen), in copia vidimata hier 
überreichten Betriebsuͤberlaſſungs⸗Vertrages, ſowie im H. 2. des oben im H. 1. 
erwaͤhnten, die Ueberlaſſung der Verwaltung und des Betriebes des Oberſchleſiſchen 
Eiſenbahn-Unternehmens an den Staat betreffenden Vertrages vom 17. Sep⸗ 
tember 1856. zwiſchen den Oberſchleſiſchen Eiſenbahnen und der N. 
(Nr. 6346.) Po⸗ 


Poſener Eiſenbahn, wie bisher nach Verhaͤltniß der Meilenzahl auf beide 
Bahnen vertheilt werden. = 


gr Ban, 


Bei der Feſtſtellung der Eiſenbahnabgabe und der fogenannten Super⸗ 
Dividende des Staats aus dem Stargard-⸗Poſener und dem Oberſchleſiſchen 
Eiſenbahn⸗ Unternehmen ſoll wahrend der Dauer dieſes Vertrages von der Fiktion 
ausgegangen werden, daß die Verwaltung und der Betrieb der Stargard⸗ 
Poſener Eiſenbahn nach wie vor für eigene Rechnung der Stargard-Poſener 
Eiſenbahngeſellſchaft ſtattfinde. Es ſoll demgemaͤß die Abgabe und Super⸗ 
dividende für die Stargard-Poſener Eiſenbahn ganz in der bisherigen Weiſe 
von dem Reinertrage der Bahn berechnet, der nach Abzug dieſer Antheile des 
Staats und nach Berichtigung der Rente von 42 Prozent an die Aktionaire 
etwa verbleibende Ueberſchuß aber abgaben⸗ und dividendenfrei an die Ober⸗ 
ſchleſiſche Eiſenbahngeſellſchaft abgefuͤhrt werden, wohingegen letztere Geſellſchaft 
etwaige Zuſchuͤſſe zur Ergaͤnzung der den Aktionairen der Stargard-Poſener 
Eiſenbahngeſellſchaft zugeſicherten Rente nicht in die Betriebsausgaben der 
eigenen Bahn einrechnen darf, ſondern ohne Mitbetheiligung des Staats von 
dem zur Vertheilung an die Aktionaire uͤbrig bleibenden Theile des Reinertrages 
des Unternehmens fuͤr das betreffende Jahr in Abzug zu bringen hat. 


H. 9. 


Die Aktien der Stargard⸗Poſener Eiſenbahngeſellſchaft unterliegen auch 
ferner der in dem erwaͤhnten Statutennachtrage feſtgeſetzten Amortiſation, zu 
welcher nunmehr 42 Prozent Jahreszinſen, welche auf das vom Staate uͤber⸗ 
nommene Siebentheil der Aktien fallen, und die Zinſen der amortiſirten Aktien 
verwendet werden. d 


$. 10. 


Das geſammte Beamten: und Dienſtperſonal der Stargard-Poſener 
Eiſenbahngeſellſchaft geht in den Dienſt der Oberſchleſiſchen Eiſenbahngeſellſchaft 
uͤber, welche die mit jenem Perſonal zur Zeit beſtehenden Vertraͤge zu erfuͤllen 
hat. Die für die Stargard-Poſener Eiſenbahnbeamten, deren Wittwen und 
Kinder beſtehende Penſions- und Unterſtuͤtzungskaſſe, die Beamten⸗Sterbekaſſe, 
ſowie die Arbeiter-Kranken⸗ und Unterſtuͤtzungskaſſe bleiben nach den betreffenden 
Statuten fortbeſtehen, wenn nicht mit Zuſtimmung der beiderſeitigen Berechtigten 
eine Vereinigung der genannten Kaſſen mit den entſprechenden der Oberſchleſiſchen 
Eiſenbahn zu Stande kommt. i 


5 Die Oberſchleſiſche Eiſenbahngeſellſchaft tritt in alle rückſichtlich der er⸗ 
waͤhnten Kaſſen von der Stargard⸗Poſener Eiſenbahngeſellſchaft uͤbernommenen 
Verbindlichkeiten ein. | 


H. 11. 


77 
. BER 
er 


H. 14% 


Die Generalverſammlungen der Aktionaire und die Sitzungen des Ver⸗ 
waltungsrathes der Stargard⸗Poſener Eiſenbahngeſellſchaft werden auch kuͤnftig 
in Stettin abgehalten. 


Der Verwaltungsrath der Geſellſchaft bleibt in der im F. 2. des beilie⸗ 
genden Vertrages vom 26. Juni 1851. beſtimmten Zuſammenſetzung auch fer⸗ 
nerhin beſtehen. Es liegt ihm die Vertretung der Intereſſen der Gefellichaft, 
dem Staate und der Oberſchleſiſchen Eiſenbahngeſellſchaft gegenuͤber ob, ſoweit 
es ſich um Erfuͤllung der von Beiden in dem gegenwärtigen Vertrage, bezie⸗ 
hungsweiſe in den Statuten der Geſellſchaft übernommenen Verpflichtungen 
handelt. ? 

12 


Die Koſten dieſes Vertrages inkluſive etwaiger Stempel trägt die Ober: 
ſchleſiſche Eiſenbahngeſellſchaft. 5 


Breslau, den 23. Marz 1866. 


Johann Auguſt Franck. Ernſt Heimann. Loebel Guttentag. 
Eugen Schaubert. Rudolph Becker. Iſidor Friedenthal. Julius 
Jaeckel. Albert Juͤttner. Louis Reichenbach. Adolph Liebich. 
Moritz Schreiber. Friedrich Littmann. Eduard Guſtav Schiller. 
Emil Rahm. Eduard Heegewaldt. William Offermann. 
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Aktie der Stargard⸗Poſener Eiſenbahngeſellſchaft 


der Zinskupons fuͤr die Jahre . „ſofern nicht von dem Inhaber 
der Aktie bei der unterzeichneten Direktion rechtzeitig Widerſpruch dagegen er⸗ 
hoben wird. 
Breslau, denn 18. 


(Trockener Stempel.) 
Königliche Direktion der Oberſchleſiſchen Eiſenbahn. 
2 (Unterſchrift in Fakſtmile.) 


2 Rthlr. 7 Sgr. 6 Pf. 


Sl Erſter Zins⸗ Kupon eo: 
für Die 
Aktie der Stargard -Bofener Eiſenbahngeſellſchaf 
J 
28 qei Thaler ſieben und einen halben Silbergroſchen hat Inhaber dieſes 
Rips , ab aus der Hauptkaſſe der Oberſchleſiſchen Eiſen⸗ 
bahn und an den durch öffentliche Bekanntmachung bezeichneten Stellen zu er⸗ 


heben. Dieſer Kupon wird unguͤltig und werthlos, wenn er nicht binnen vier 
Jahren nach dem Faͤlligkeitstermine zur Zahlung praͤſentirt wird. 


Breslau, denn 18. 
(Trockener Stempel.) 
Königliche Direktion der Oberſchleſiſchen Eiſenbahn. 
g (Unterſchrift in Fakſimile.) 
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(Nr. 6347.) Beſtaͤtigungs⸗ Urkunde, betreffend den vierzehnten Nachtrag zum Statut der 
Oberſchleſiſchen Eiſenbahngeſellſchaft. Vom 28. Mai 1866, 


Wie Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ıc. 


Nachdem die Oberſchleſiſche Eiſenbahngeſellſchaft in der Generalverſamm⸗ 
lung ihrer Aktionaire am 24. Februar 1866. die in dem anliegenden vierzehnten 
Nachtrage zu dem Geſellſchaftsſtatut unter H. 1. sub a. bis c. aufgefuͤhrten 
Erweiterungen ihres Unternehmens beſchloſſen hat, wollen Wir zu dieſer Aus⸗ 
dehnung des letzteren Unſere landesherrliche Genehmigung hiermit ertheilen, auch 
den vorerwaͤhnten Statutnachtrag, nachdem Wir den mit demſelben verbundenen, 
zwiſchen den Berwaltungsräthen der Oberſchleſiſchen und der Stargard⸗Poſener 
Eiſenbahngeſellſchaft unterm 23. März d. J. geſchloſſenen Vertrag bereits ander⸗ 
weit genehmigt haben, hierdurch beſtaͤtigen. N 1 

Zugleich verordnen Wir, daß auf die hiernach von Uns genehmigten 
Bauerweiterungen des Oberſchleſiſchen Eiſenbahn-Unternehmens die in dem Geſetze 
vom 3. November 1838. enthaltenen Vorſchriften uͤber die Expropriation ſofort 
Anwendung finden ſollen. 

Die gegenwaͤrtige Urkunde nebſt dem Statutnachtrage iſt durch die Geſetz⸗ 
Sammlung zu veröffentlichen, nachdem ein Gleiches hinſichtlich des Vertrages 
bereits anderweit angeordnet iſt. 5 

Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. f 


Gegeben Berlin, den 28. Mai 1866. 
(L. S.) Wilhelm. 


v. Bodelſchwingh. Gr. v. Itzenplitz. Gr. zur Lippe. 
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Vierzehnter Nachtrag 
zum > 


Statut der Oberſchleſiſchen Eiſenbahngeſellſchaft. 


H. 1. 


. go Unternehmen der Oberſchleſiſchen Eiſenbahngeſellſchaft wird ausgedehnt 
3 a) auf die Uebernahme der Verwaltung und des Betriebes der Stargard: 
= Poſener Eiſenbahn für die Dauer des ſtatutmaͤßigen Beſtandes der 

Stargard⸗Poſener Eiſenbahngeſellſchaft unter den Bedingungen des 

anliegenden, zwiſchen den Verwaltungsraͤthen der Oberſchleſiſchen und 
der Stargard⸗Poſener Eiſenbahngeſellſchaft auf Grund der Beſchluͤſſe 

der Generalverſammlungen der gedachten beiden Geſellſchaften reſp. vom 

9. und 24. Februar 1866. errichteten Vertrages vom 23. März 1866.; 

b) auf die Erbauung und den Betrieb einer neuen Eiſenbahnſtrecke von 

Karf uͤber Zabrze nach Gleiwitz und den Umbau der ſchmalſpurigen 
Strecke Karf⸗Beuthen-Laurahuͤtte⸗Schoppinitz für den Betrieb durch 

Lokomotiven zur Benutzung fuͤr den allgemeinen, nicht beſchraͤnkten 
Verkehr von Perſonen und Guͤtern aller Art; f 
c), auf die Vervollſtaͤndigung der durch die Allerhöchften Konzeſſions⸗ und 

Beſtaͤtigungs⸗Urkunden vom 24. Marz 1851. (Geſetz⸗Samml. für 1851. 
S. 66.) und vom 24. Mai 1853. (Geſetz⸗Samml. fuͤr 1853. Seite 245.) 
genehmigten Zweigbahn in dem Oberſchleſiſchen Bergwerks- und Huͤtten⸗ 
reviere, Einrichtung der bereits hergeſtellten und in Zukunft noch her⸗ 
zuſtellenden Strecken dieſer Zweigbahn auf den gewoͤhnlichen Lokomotiv⸗ 
betrieb und Benutzung derſelben fuͤr den allgemeinen, nicht beſchraͤnkten 
Verkehr von Perſonen und Guͤtern aller Art. 


H. 2. 


Zur Ausführung der im H. 1. sub b. und c. erwähnten Bauten, ſowie 
zur Beſtreitung noch anderer Beduͤrfniſſe des Oberſchleſiſchen Eifenbahn = Inter: 
nehmens wird das Anlagekapital der Geſellſchaft um ſechs Millionen Thaler 
vermehrt, welche durch Aufnahme einer mit 4% Prozent jährlich zu verzinſenden 

Hund mit einhalb Prozent jährlich zu tilgenden Anleihe in genannter Hoͤhe 
beſchafft werden. ö : 

Die näheren Bedingungen für die Aufnahme dieſer Anleihe, ſowie für 
die Ausgabe der darüber auszuſtellenden Obligationen werden durch ein beſon⸗ 
deres Allerhoͤchſtes Privilegium feſtgeſtellt. 


— 
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(Nr. 6348.) Privilegium wegen Emiſſton von Prioritäts-Obligationen der Dberfehlefifchen 
Eiſenbahngeſellſchaft zum Betrage von ſechs Millionen Thaler. Vom 
28. Mai 1866. 15 


Wi Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ue. 


Nachdem von Seiten der Oberſchleſiſchen Eiſenbahngeſellſchaft auf Grund 
des in der Generalverſammlung ihrer Aktiongire vom 24. Februar 1866. gefaßten 
Beſchluſſes darauf angetragen worden iſt, ihr zur Herſtellung der im F. 1. des 
vierzehnten Nachtrages zum Geſellſchaftsſtatut naͤher bezeichneten, durch Unſeren 
Erlaß vom heutigen Tage genehmigten Bauerweiterungen des Geſellſchafts⸗ 
Unternehmens, ſowie zur Beſtreitung anderer nachgewieſener Beduͤrkniſſe des 
letzteren, die Aufnahme einer Anleihe von ſechs Millionen Thaler gegen Aus⸗ 
ſtellung auf den Inhaber lautender und mit Zinskupons und Talons verſehener 
Priorikaͤts⸗ Obligationen zu geſtatten, wollen Wir in Beruͤckſichtigung der 
Gemeinnuͤtzigkeit des Vorhabens und in Gemaͤßheit des H. 2. des Geſetzes vom 
17. Juni 1833. durch gegenwaͤrtiges Privilegium Unſere landesherrliche Geneh⸗ 
migung zur Ausgabe der gedachten Obligationen unter nachſtehenden Bedin⸗ 
gungen ertheilen. 


F. 1. 


Die zu emittirenden Obligationen werden unter fortlaufenden Nummern 
nach dem beigefügten Schema I. unter der Bezeichnung: Prioritaͤts⸗Obli⸗ 
gationen der Oberſchleſiſchen Eiſenbahngeſellſchaft Littr. G, ſtempel⸗ 


f frei ausgefertigt. 


Dieſelben zerfallen in: 
2,000 Stück zu 1,000 Rthlr. von Nr. 1. bis 2,000., zuſammen 2,000,000 Rthlr. 
- 4,000 = = 500 = = = 2001. 6,000, 2,000,000 
20,000 = = 4100 = = = 6001. = 26,000, 2,000,000 
Summa — 6,000,000 Ktbhlr. 


Jeder Obligation werden Zinskupons für fünf Jahre und ein Talon 
zur Erhebung fernerer Kupons nach Ablauf von fuͤnf Jahren nach den weiter 
beigefuͤgten Schemas II. und III. beigegeben. 

Die Kupons, ſowie der Talon werden alle fuͤnf Jahre auf beſonders 
zu erlaſſende Bekanntmachung erneuert. 

Auf der Ruͤckſeite der Obligationen wird das gegenwärtige Privilegium 
abgedruckt. 


. 


H. 2. 

Die vorſtehend genannten Prioritaͤts-Obligationen werden mit vier und 
einem halben Prozent jaͤhrlich verzinſt und die Zinſen in halbjaͤhrlichen Terminen 
am 1. Januar und 1. Juli jeden Jahres in Breslau und in Berlin gezahlt. 
Zinſen von Prioritaͤts-Obligationen, die innerhalb vier Jahren von dem in dem 
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betreffenden Kupon bezeichneten Zahlungstage an nicht erhoben find, verfallen 
zum Vortheil der Geſellſchaft. 

Talons, welche nicht innerhalb Jahresfriſt vom Tage ihrer Faͤlligkeit 
ab zur Erhebung der neuen Kupons benutzt werden, verlieren ihre Gültigkeit; 
die Kupons werden alsdann an den Inhaber der Obligationen verabfolgt, 


vo 


Die Inhaber der Prioritäts- Obligationen find auf Höhe der darin ver- 
ſchriebenen Kapitalsbetraͤge und der dafuͤr nach H. 2. zu zahlenden Zinfen 
Glaͤubiger der Oberſchleſiſchen Eiſenbahngeſellſchaft und haben in dieſer Eigen⸗ 
ſchaft an dem geſammten Vermögen der Geſellſchaft und deſſen Erträgen ein 
unbedingtes Vorzugsrecht vor den Stammaktien, deren Zinſen und Dividenden. 

Dagegen bleiben den auf Grund der Allerhoͤchſten Bewilligungen und 
Privilegien vom 7. Maͤrz 1843., 8. Februar 1846., 24. Maͤrz 1851. und 
24. Mai 18593, emittirten Prioritäts⸗Aktien und Obligationen der Oberſchleſiſchen 
Eiſenbahn Littr. A. B. C. und D. im Geſammtbetrage von 9,140,900 Rthlrn. 
nebſt Zinſen, ſowie den auf Grund der Allerhoͤchſten Privilegien vom 20. Auguſt 1853,, 
26. Juni 1857. und 22. Oktober 1861. emittirten Prioritaͤts⸗Obligationen Littr. E. 
und F. im Geſammtbetrage von 12,250,000 Rthlrn. nebſt Zinſen, die denſelben 
in Anſehung des geſammten Geſellſchaftsvermoͤgens, beziehungsweiſe der Breslau⸗ 
Poſen⸗Glogauer Eiſenbahn und deren Betriebsmittel insbeſondere eingeraͤumten 
Vorzugsrechte vor den auf Grund des gegenwärtigen Privilegiums zu emitti⸗ 
renden Prioritaͤts⸗Obligationen ausdruͤcklich reſervirt und geſichert. Eine weitere 
Vermehrung des Geſellſchaftskapitals durch Emiſſion von Aktien oder Prioritaͤts⸗ 
Obligationen darf hiernaͤchſt nur dann erfolgen, wenn den auf Grund des 
gegenwaͤrtigen Privilegiums emittirten Prioritaͤts-Obligationen nebſt Zinſen das 
Vorzugsrecht eingeraͤumt wird. 

Eine Veräußerung der zum Bahnkoͤrper und zu den Bahnhöfen erforder⸗ 
lichen, der Geſellſchaft gehörigen Grundſtuͤcke iſt unſtatthaft, fo lange die 
Prioritaͤts⸗Obligationen der gegenwärtigen Emiſſion nicht eingeloͤſt ſind. Dieſe 
Veräußerungsbeſchraͤnkung bezieht ſich jedoch nicht auf die außerhalb der Bahn 
und der Bahnhöfe befindlichen Grundſtücke, auch nicht auf ſolche, welche inner⸗ 
halb der Bahnhoͤfe etwa an den Staat oder an Gemeinden zu öffentlichen 
Zwecken abgetreten werden moͤchten. 


H. 4. 

Die Prioritaͤts⸗Obligationen unterliegen der Amortiſation, welche mit dem 
Jahre 1869. beginnt und durch alljaͤhrliche Verwendung von 30,000 Rthlrn. 
und den auf die eingelöften Prioritaͤts⸗Obligationen fallenden Zinfen ausgefuͤhrt 
wird. Die Nummern der fuͤr ein Jahr zu amortiſirenden Prioritaͤts⸗Obligationen 
werden alljaͤhrlich im Juli durch das Loos beſtimmt und ſofort oͤffentlich bekannt 
gemacht. Die Auszahlung des Nominalbetrages der hiernach zur Amortiſation 
gelangenden Prioritaͤts-Obligationen erfolgt im Januar des naͤchſtfolgenden 
Jahres, alſo zum erſten Male im Jahre 1870. Der Oberſchleſiſchen Eiſenbahn⸗ 
geſellſchaft bleibt jedoch das Recht vorbehalten, mit Genehmigung des Staats 

ſo⸗ 
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ſowohl den Amortiſationsfonds zu verſtaͤrken und dadurch die Tilgung der 
Prioritaͤts⸗Obligationen zu beſchleunigen, wie auch ſaͤmmtliche Prioritaͤts⸗Obli⸗ 
gationen Littr. G. durch die öffentlichen Blatter mit ſechsmonatlicher Frift zu 
kuͤndigen und durch Zahlung des Nennwerths einzuloͤſen. Die Kuͤndigung darf 
jedoch nicht vor dem 1. Januar 1870. geſchehen. 


$. 5. 

Die Auslooſung der zu amortiſirenden Prioritaͤts⸗Obligationen geſchieht 
durch die Koͤnigliche Direktion in Gegenwart zweier oͤffentlicher Notare in einem 
vierzehn Tage vorher zur offentlichen Kenntniß zu bringenden Termine, zu wel⸗ 
chem den Inhabern der Prioritaͤts⸗Obligationen der Zutritt geſtattet wird. 


H. 6. 

Die Auszahlung der ausgelooſten Prioritaͤts⸗Obligationen erfolgt in 
Breslau und Berlin nach dem Nominalwerthe an die Vorzeiger der betreffenden 
Prioritäts-Obligationen gegen Aushaͤndigung derſelben und der dazu gehörigen, 
nicht faͤlligen Zinskupons. Werden die Kupons nicht mit abgeliefert, ſo wird 
der Betrag der fehlenden von dem Kapital gekuͤrzt und zur Einloͤſung der 
Kupons verwendet. . 

Im Uebrigen erliſcht die Verbindlichkeit der Geſellſchaft zur Verzinſung 
einer jeden Prioritaͤts-Obligation mit dem 31. Dezember desjenigen Jahres, 
in welchem dieſelbe ausgelooft und, daß dies geſchehen, bekannt gemacht worden iſt. 

Die im Wege der Amortiſation eingelöſten Prioritaͤts⸗Obligationen werden 
in Gegenwart zweier Notare verbrannt, und es wird, daß dies geſchehen, durch 
die offentlichen Blätter bekannt gemacht. 

Die in Folge der Kapitalruͤckforderung von Seiten des Inhabers ($. 7.) 
oder in Folge einer Kündigung ($. 4.) außerhalb der Amortiſation eingeloͤſten 
Prioritaͤts⸗Obligationen hingegen iſt die Geſellſchaft wieder auszugeben befugt. 


N 
Die Inhaber der Privritäts-Obligationen find nicht befugt, die Zahlung 
der darin verſchriebenen Kapitalbetraͤge anders, als nach Maaßgabe der im H. 4. 
getroffenen Beſtimmungen zu fordern, ausgenommen: 
a) wenn ein Zinszahlungstermin laͤnger als drei Monate unberichtigt bleibt, 
b) wenn der Transportbetrieb auf der Eiſenbahn länger als ſechs Monate 
ganz aufhoͤrt, 
c) wenn die im H. 4. feſtgeſetzte Amortiſation nicht innegehalten wird. 
In den Fallen zu a. und b. bedarf es einer Kuͤndigungsfriſt nicht, ſondern 
das Kapital kann von dem Tage ab, an welchem einer dieſer Faͤlle eintritt, 
zuruͤckgefordert werden, und zwar: N 
zu a. bis zur Zahlung des betreffenden Zinskupons, 
zu b. bis zur Wiederherſtellung des unterbrochenen Transportbetriebes. 
In dem sub c. gedachten Falle iſt eine dreimonatliche Kündigungsfrift 
zu beobachten; auch kann der Inhaber einer Prioritaͤts-Obligation von dieſem 
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Kaundigungsrechte nur innerhalb dreier Monate von dem Tage ab Gebrauch 


machen, wo die Zahlung des Amortiſationsquantums haͤtte ſtattfinden ſollen. 
Die Kuͤndigung verliert indeſſen ihre rechtliche Wirkung, wenn die Eiſenbahn— 
verwaltung die nicht eingehaltene Amortiſation nachholt und zu dem Ende binnen 
laͤngſtens dreier Monate nach erfolgter Kuͤndigung die Auslooſung der zu 
amortifirenden Prioritaͤts-Obligationen nachträglich bewirkt. 


H. 8. 

Diejenigen Prioritaͤts-Obligationen, welche ausgelooſt oder gekuͤndigt ſind, 
und, der Bekanntmachung durch die oͤffentlichen Blaͤtter ungeachtet, nicht recht⸗ 
zeitig zur Realiſirung eingehen, werden waͤhrend der naͤchſten zehn Jahre von 
der Königlichen Direktion der Oberſchleſiſchen Eiſenbahn alljaͤhrlich einmal 
öffentlich aufgerufen; gehen fie aber deſſenungeachtet nicht ſpaͤteſtens binnen Jahres⸗ 
friſt nach dem letzten öffentlichen Aufrufe zur Realiſation ein, fo erliſcht ein jeder 
Anſpruch aus denſelben an das Geſellſchaftsvermoͤgen, was unter Angabe der 
Nummern der werthlos gewordenen Prioritaͤts-Obligationen von der Direktion 
oͤffentlich bekannt zu machen iſt. 

9 

Die Mortifikation angeblich vernichteter oder verlorener Obligationen 
erfolgt im Wege des gerichtlichen Aufgebots nach den fuͤr das Aufgebot von 
Privat⸗Urkunden geltenden geſetzlichen Beſtimmungen. 

Zinskupons und Talons koͤnnen weder aufgeboten, noch mortifizirt werden; 
jedoch ſoll demjenigen, welcher den Verluſt von Zinskupons vor Ablauf der 
Verjaͤhrungsfriſt ($. 2.) bei der Königlichen Direktion anmeldet und den ſtatt⸗ 
gehabten Beſitz in glaubhafter Weiſe darthut, nach Ablauf der Verjaͤhrungsfriſt 
der Betrag der angemeldeten und bis dahin nicht zum Vorſchein gekommenen 
Zinskupons gegen Quittung ausgezahlt werden. 


H. 10. 


Die in den $$. 5. 6. und 8. vorgeſchriebenen öffentlichen Bekanntmachungen 
erfolgen durch zwei Breslauer Zeitungen, den Preußiſchen Staatsanzeiger oder 
die Zeitung, die an ſeine Stelle tritt, und durch eine auswaͤrtige Zeitung. 

Zu Urkund dieſes haben Wir das gegenwaͤrtige landesherrliche Privilegium 
Allerhoͤchſteigenhaͤndig vollzogen und unter Unſerem Königlichen Inſiegel aus— 
fertigen laſſen, ohne jedoch dadurch den Inhabern der Obligationen in Anſehung 
ihrer Befriedigung eine Gewaͤhrleiſtung von Seiten des Staats zu geben oder 
Rechten Dritter zu praͤjudiziren. 

Das gegenwärtige Privilegium iſt durch die Geſetz-Sammlung bekannt 
zu machen. 


Gegeben Berlin, den 28. Mai 1866. 


(J. S.) Wilhelm. 
v. Bodelſchwingh. Gr. v. Itzenplitz. 


Schema J. 
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et. a, 
me Schema I. 


Priorite its⸗ Obligation Littr. G. 
der 
O berſchleſiſchen „5 a 
„ 
uber Thaler Preußiſch Kurant. 


Inhaber dieſer Obligation hat auf Hoͤhe des obigen Betrages von. Tha⸗ 
lern Preußiſch Kurant Antheil an dem in Gemaͤßheit des Allerhoͤchſten Privi⸗ 
legiuine dom n 18... emittirten Kapitale von 6,000,000 Thalern 
Preußiſch Kurant Prioritaͤts-Obligationen der e Eiſenbahngeſelſchaft 

Bret, , 18. 


Königliche Direktion der Oberſchleſiſchen Eiſenbahn. 85 


(Fakſimile der Unterſchrift zweier Direktionsmitglieder.) 


(Trockener Stempel.) Eingetragen im Lagerbuche 19. 


Der Hauptkaſſen-Rendant. 
(Unterſchrift durch Stempel.) 


Sehema II. 
Talıı 

zu der 

Prioritäts⸗Obligation Littr. 6. der Oberſchleſiſchen Eisenbahn. 
Geſellſchaft 
. 
Inhaber dieſes Talons empfängt gegen deſſen Ruͤckgabe binnen Jahresfriſt 

Bm ab an den durch öffentliche Bekanntmachung bezeichneten 
Stellen die te Serie der Zinskupons für die Jahre.. iS „ fofern 


nicht von dem Inhaber der Obligation bei der unterzeichneten Direktion recht⸗ RR 5 
zeitig Widerſpruch dagegen erhoben wird. 


Breslau, den en 18... 


Königliche Direktion der Oberſchleſiſchen Eiſenbahn, 
(Trockener Stempel.) (Unterſchrift in Fakſimile.) 


(Nr, 6348) Schema III. 
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SEN Rthlr. .. Sgr. . Pf. 0 a : 
Serie I. Erſter Zinskupon Er 
- für die 


Priorität Obligation Littr. 6. der Oberſchleſiſchen Eiſenbahn⸗ 
Geſellſchaft f 


a Thaler . Silbergroſchen hat Inhaber dieſes Kupons vom 
ab aus der Hauptkaſſe der Oberſchleſiſchen Eiſenbahn und an den durch oͤffent⸗ 
liche Bekanntmachung bezeichneten Stellen zu erheben. Dieſer Kupon wird 
ungültig und werthlos, wenn er nicht binnen vier Jahren nach dem Faͤlligkeits⸗ 
termin zur Zahlung praͤſentirt wird. i 


Diel den 18. 
(Trockener Stempel.) 


Königliche Direktion der Oberſchleſiſchen Eiſenbahn. 
= (unterſchrift in Fakſimile.) | 


Redigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. 
Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober⸗Hofbuchdruckerel 
(R. v. Decker). : 


